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1. Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen sind nicht zu 
bilden, wenn eine Inanspruchnahme am maßgeblichen B ilanzstich-
tag infolge eines Schuldbeitritts nicht (mehr) wahr scheinlich 
ist. 
 
2. Ein Freistellungsanspruch wegen des Schuldbeitri tts zu den 
Pensionsverpflichtungen ist in einem solchen Fall n icht zu ak-
tivieren (gegen BMF-Schreiben vom 16. Dezember 2005  
IV B 2 -S 2176- 103/05, BStBl I 2005, 1052). 
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G r ü n d e  

 

I. 

Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin), eine  KG, hatte 

ihren Mitarbeitern mit Versorgungsordnung vom 21. D ezember 

1992 einen Anspruch auf Alters- und Invalidenrente in Höhe von 

monatlich 6,50 DM (= 3,32 €) je anrechenbares Diens tjahr ein-

geräumt. 

 

Am 16. Dezember des Streitjahres (2002) vereinbarte  die Kläge-

rin mit einer konzernverbundenen GmbH einen entgelt lichen 

Schuldbeitritt, mit dem Letztere sich verpflichtete , als wei-

tere Schuldnerin für die Pensionszusagen der Kläger in gegen-

über namentlich bezeichneten Pensionsberechtigten e inzustehen 

(§ 1 des Vertrages). Die Klägerin hatte dafür ein s ofort fäl-

liges Basisentgelt zu zahlen, bei dem es sich um di e Summe der 

nach den damaligen Erkenntnissen ermittelten Barwer te der Zah-

lungsverpflichtungen gegenüber den einzelnen Pensio nsberech-

tigten handelte. Es sollte ca. 309.700 € betragen u nd sich in 

Abhängigkeit von den Auszahlungen an die einzelnen Pensionsbe-

rechtigten erhöhen oder vermindern (§ 2 des Vertrag es). Im In-

nenverhältnis war die GmbH verpflichtet, die Zahlun gen aus den 

Pensionsverpflichtungen unter Ausschluss eines Ausg leichsan-

spruchs zu leisten. Sofern --davon abweichend-- die  Klägerin 

in Anspruch genommen werden sollte, hatte sie die Z ahlungen im 

Innenverhältnis für Rechnung der GmbH vorzunehmen, die diese 

einmal jährlich nachschüssig auszugleichen hatte (§  3 des Ver-

trages). 

 

Die Klägerin wies daraufhin für die vom Schuldbeitr itt be-

troffenen Verpflichtungen in ihrer Handels- und Ste uerbilanz 

zum 31. Dezember des Streitjahres keine Pensionsrüc kstellungen 

mehr aus. Sie war der Auffassung, für sie bestünde keine wirt-
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schaftliche Belastung mehr, nachdem sie insoweit du rch den 

Schuldbeitritt freigestellt worden sei. 

 

Dem folgte der Beklagte und Revisionskläger (das Fi nanzamt 

--FA--) nach einer Betriebsprüfung nicht mehr. Auch  nach dem 

Schuldbeitritt bleibe der Arbeitgeber, der die Vers orgungs-

leistungen zugesagt habe, weiterhin der Pensionsver pflichtete, 

dem gegenüber die Pensionsberechtigten ihre Ansprüc he allein 

geltend machen könnten. Eine Aufrechnung der Pensio nsver-

pflichtungen mit dem Freistellungsanspruch gegenübe r der GmbH 

sei nicht möglich, weil die Gläubiger nicht identis ch seien. 

Die Pensionsrückstellungen und der im Innenverhältn is mit der 

GmbH bestehende Freistellungsanspruch stellten unab hängig von-

einander zu bilanzierende Wirtschaftsgüter dar. Ein e Saldie-

rung sei nach § 246 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs ( HGB) nicht 

möglich. Die Auflösung der Pensionsrückstellungen z um 

31. Dezember des Streitjahres sei nicht zulässig, w eil die 

Pensionsverpflichtungen der Klägerin auch nach dem Schuldbei-

tritt fortbestünden und weiterhin mit den Werten na ch § 6a des 

Einkommensteuergesetzes (EStG) in Höhe von 233.860 € auszuwei-

sen seien. Neben der Passivierung der Pensionsrücks tellungen 

nach § 6a EStG habe die Klägerin den Freistellungsa nspruch in 

Höhe des an die GmbH gezahlten Entgeltes (Anschaffu ngskosten) 

mit 309.577,58 € als Forderung zu aktivieren. 

 

Die dagegen nach erfolglosem Einspruchsverfahren ge richtete 

Klage hatte Erfolg. Das Finanzgericht (FG) entschie d, das FA 

sei zu Unrecht davon ausgegangen, dass die Klägerin  in der Bi-

lanz des Streitjahres für die von dem Schuldbeitrit t erfassten 

Pensionsverpflichtungen weiterhin Pensionsrückstell ungen zu 

passivieren habe. Denn es sei nicht wahrscheinlich,  dass die 

Klägerin daraus in Anspruch genommen werde. Die für  den 

Schuldbeitritt an die GmbH geleistete Zahlung sei i m Streit-
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jahr als sofort abzugsfähige Betriebsausgabe gewinn mindernd zu 

berücksichtigen. Es handele sich nicht um Anschaffu ngskosten 

für ein Wirtschaftsgut, weil ein Anspruch auf Freis tellung von 

Verbindlichkeiten aus der Pensionszusage nicht zu a ktivieren 

sei. Das Urteil ist in Entscheidungen der Finanzger ichte 2009, 

1922 veröffentlicht. 

 

Dagegen richtet sich die Revision des FA. Die unstr eitig bis 

Ende 2001 handelsrechtlich wie steuerlich bestehend e Passivie-

rungspflicht nach § 6a EStG für die unmittelbaren P ensionszu-

sagen der Klägerin an ihre Mitarbeiter habe auch zu m 

31. Dezember 2002 fortbestanden. Eine Auflösung sei  nicht zu-

lässig, weil der Grund für die Rückstellung nicht e ntfallen 

sei (§ 249 Abs. 2 Satz 2 HGB). Durch den Schuldbeit ritt sei 

lediglich im Innenverhältnis der Beitretende Schuld ner poten-

tieller Pensionsforderungen geworden. Jedoch sei we der die 

Pensionsverpflichtung der Klägerin entfallen, noch bestünden 

Rechtsverhältnisse zwischen den Pensionsberechtigte n und dem 

Schuldbeitretenden. Im Ergebnis habe das FG entschi eden, dass 

man sich gesetzlichen Verpflichtungen, die sich vor liegend aus 

dem Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Alter sversorgung 

(BetrAVG) und dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) --G esamt-

schuldnerschaft i.S. von §§ 421 ff. BGB-- sowie §§ 6a und 5 

Abs. 1 EStG i.V.m. §§ 249 ff. HGB ergäben, durch pr ivat-

schriftliche Vereinbarungen entziehen könne. 

 

Das FA beantragt, das angefochtene Urteil aufzuhebe n und die 

Klage abzuweisen. 

 

Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen . 

 

Sie bezieht sich auf eine beigefügte gutachterliche  Stellung-

nahme und ist der Auffassung, ein Freistellungs- od er Aus-
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gleichsanspruch existiere nicht. 

 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) ist dem Ve rfahren 

beigetreten (§ 122 Abs. 2 Satz 1 der Finanzgerichts ordnung 

--FGO--). 

 

Das BMF vertritt die Auffassung, die Pensionsverpfl ichtungen 

seien nach § 6a EStG zu passivieren gewesen. An der  Wahr-

scheinlichkeit der Inanspruchnahme daraus habe sich  auch nach 

dem Schuldbeitritt der GmbH nichts geändert. Die Ve rpflichtung 

zur betrieblichen Altersversorgung bestehe bei der Klägerin 

als Arbeitgeberin fort, die zivilrechtlich und arbe itsrecht-

lich den Arbeitnehmern gegenüber verpflichtet bleib e und sich 

lediglich durch den Vertragsschluss mit der GmbH ab gesichert 

habe. Das Risiko der Inanspruchnahme sei nicht auf die GmbH 

übertragen worden. 

 

II. 

Die Revision des FA ist nicht begründet und deshalb  nach § 126 

Abs. 2 FGO zurückzuweisen. Das FG hat zutreffend en tschieden, 

dass die Klägerin weder Rückstellungen für die vom Schuldbei-

tritt betroffenen Pensionsverpflichtungen zu bilden  noch einen 

Freistellungsanspruch gegen die beitretende GmbH zu  aktivieren 

hatte. 

 

1. Die Klägerin hat zu Recht Rückstellungen für die  Pensions-

zusagen, die dem Schuldbeitritt unterfielen, nicht (mehr) bi-

lanziert. Es kann dahinstehen, ob sich die Klägerin  der Pensi-

onsverpflichtungen zwar mangels befreiender Schuldü bernahme 

noch nicht rechtlich, aber doch wirtschaftlich voll ständig 

entäußert hat (vgl. Schlotter/Pinkernell, Finanz-Ru ndschau 

--FR-- 2011, 689, unter III.1.; Weber-Grellet, Der Betrieb 

2011, 2875, unter V.2.). Denn selbst wenn es an ein er voll-
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ständigen Entäußerung fehlen sollte, kommt jedenfal ls die Pas-

sivierung der Pensionsverpflichtungen wegen des --n icht nur 

internen-- Schuldbeitritts nicht in Betracht, weil es an der 

Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme fehlt. 

 

a) Die Verpflichtung der Klägerin, ihren Mitarbeite rn künftig 

Versorgungsleistungen zu erbringen, ist eine ungewi sse Ver-

bindlichkeit i.S. des § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB. Eine  Rückstel-

lung darf dafür nur gebildet werden, wenn aus der S icht des 

Bilanzstichtags eine Inanspruchnahme wahrscheinlich  ist (u.a. 

Urteile des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 28. März 2 000 

VIII R 77/96, BFHE 191, 339, BStBl II 2002, 227, un ter II.2.a 

der Gründe; vom 18. Dezember 2001 VIII R 27/00, BFH E 197, 483, 

BStBl II 2002, 733, unter II.1. der Gründe). Ist di e Inan-

spruchnahme nicht wahrscheinlich, besteht handelsre chtlich ein 

Passivierungsverbot, das wegen der Maßgeblichkeit d er handels-

rechtlichen Grundsätze für die Gewinnermittlung (§ 5 Abs. 1 

EStG) auch steuerrechtlich zu beachten ist. Das gil t auch im 

Anwendungsbereich des § 6a EStG (BFH-Urteile vom 5.  April 2006 

I R 46/04, BFHE 213, 326, BStBl II 2006, 688, unter  II.2.a der 

Gründe; vom 8. Oktober 2008 I R 3/06, BFHE 223, 115 , BStBl II 

2010, 186, unter II.4.b bb aaa der Gründe). 

 

b) Durch den Schuldbeitritt werden der ursprünglich e Schuldner 

und der Schuldbeitretende Gesamtschuldner (Palandt/ Grüneberg, 

Bürgerliches Gesetzbuch, 71. Aufl., vor § 414 Rz 2) . Der Gläu-

biger kann die Leistung nach seinem Belieben von je dem der Ge-

samtschuldner, aber nur einmal fordern (§ 421 BGB).  Die Ge-

samtschuldnerschaft hat zwar regelmäßig zur Folge, dass die 

Gesamtschuldner im Verhältnis zueinander zu gleiche n Anteilen 

verpflichtet sind; das gilt jedoch nicht, soweit an deres be-

stimmt ist (§ 426 Abs. 1 Satz 1 BGB). Im Außenverhä ltnis führt 

ein Schuldbeitritt somit zur Entstehung einer eigen en Schuld 
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des Beitretenden gegenüber dem Gläubiger (Palandt/G rüneberg, 

a.a.O., vor § 414 Rz 4). Der Schuldbeitritt ist ein  Vertrag zu 

Gunsten Dritter - des Gläubigers. Dessen Zustimmung  ist nicht 

erforderlich, weil sich seine Rechtsstellung (nur) verbessert 

(vgl. Palandt/Grüneberg, a.a.O., vor § 414 Rz 2). I m Innenver-

hältnis zum bisherigen Schuldner kann der Beitreten de die 

Schuld durch entsprechende Vereinbarung in vollem U mfang über-

nehmen, wie sich aus § 426 Abs. 1 Satz 1 BGB ergibt . Wird der 

ursprüngliche Schuldner gleichwohl von dem Gläubige r in An-

spruch genommen, kann er von dem Beigetretenen Ausg leich ver-

langen; die Forderung des Gläubigers gegen den Beig etretenen 

geht auf ihn über (§ 426 Abs. 2 Satz 1 BGB). 

 

c) Von diesen Grundsätzen ausgehend hat das FG zu R echt ent-

schieden, dass die Klägerin die streitigen Rückstel lungen für 

Versorgungsleistungen nicht zu bilden hatte, weil i hre Inan-

spruchnahme am maßgeblichen Bilanzstichtag nicht (m ehr) wahr-

scheinlich war. Zwar schuldete die Klägerin den Ver sorgungsbe-

rechtigten weiterhin künftige Versorgungsleistungen ; ihre In-

anspruchnahme war jedoch infolge des Schuldbeitritt s der GmbH 

nicht (mehr) wahrscheinlich. Da nach dem Innenverhä ltnis der 

Gesamtgläubiger allein die (leistungsfähige) GmbH k ünftig zu 

den Versorgungsleistungen verpflichtet war, waren d ie Pensi-

onsrückstellungen von der GmbH und nicht von der Kl ägerin zu 

passivieren (Hoffmann/Lüdenbach, NWB Kommentar Bila nzierung, 

3. Aufl., § 246 Rz 315; Ellrott/Rhiel in Beck Bil-K omm., 

8. Aufl., § 249 Rz 220; Prinz, FR 2011, 551, unter V.3.b aa; 

Schlotter/Pinkernell, FR 2011, 689, unter III.4.; S tellung-

nahme des Instituts der Wirtschaftsprüfer vom 20. J uni 2005 

zum Entwurf eines BMF-Schreibens, abrufbar unter ww w.idw.de; 

anderer Ansicht BMF-Schreiben vom 16. Dezember 2005  

IV B 2 -S 2176- 103/05, BStBl I 2005, 1052, unter I I.a). 
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2. Einen Freistellungsanspruch gegen die GmbH wegen  des 

Schuldbeitritts zu den Pensionsverpflichtungen hat die Kläge-

rin ebenfalls zutreffender Weise nicht aktiviert. D enn die 

Verpflichtung der GmbH zur Freistellung der Klägeri n, falls 

diese künftig aus den Pensionsverpflichtungen in An spruch ge-

nommen werden sollte, ist bei dieser --wie das FG z utreffend 

entschieden hat-- schon deshalb kein bilanzierungsf ähiges 

Wirtschaftsgut, weil bereits die künftige Inanspruc hnahme aus 

den Pensionsverpflichtungen ungewiss und --wie unte r II.1. 

dargelegt-- für deren Passivierung nicht hinreichen d wahr-

scheinlich ist. Tatsächlich war die Klägerin bis zu m Bilanz-

stichtag aus den Pensionsverpflichtungen --wie das FG festge-

stellt hat und zwischen den Beteiligten auch nicht streitig 

ist-- nicht in Anspruch genommen worden. Auch insow eit kommt 

daher die Aktivierung eines Freistellungsanspruchs nicht in 

Betracht. Da das Entgelt für den Schuldbeitritt uns treitig so-

wohl dem Grunde als auch der Höhe nach betrieblich veranlasst 

war, führt es --mangels Erfüllung der Voraussetzung en für die 

Aktivierung eines Wirtschaftsguts-- zu sofort abzie hbaren Be-

triebsausgaben (vgl. BFH-Urteil vom 8. September 20 11 

IV R 5/09, BFHE 235, 241, BStBl II 2012, 122). Der wirtschaft-

liche Wert der Ansprüche, die die Klägerin aus dem Schuldbei-

tritt der GmbH gegen diese hat, spiegelt sich bilan ziell al-

lein darin wider, dass die ungewisse Verbindlichkei t aus den 

Pensionszusagen nicht mehr als Passivposten auszuwe isen ist. 

 

3. Die Einwände des FA und des BMF rechtfertigen di e weitere 

Passivierung von Pensionsrückstellungen und die Akt ivierung 

eines Freistellungsanspruchs nicht. 

 

a) Die Regelung in § 249 Abs. 2 Satz 2 HGB, nach de r Rückstel-

lungen nur aufgelöst werden dürfen, soweit der Grun d hierfür 

entfallen ist, führt --entgegen der Auffassung des FA-- vor-

17 

18 

19 



- 8 - 

- 9 - 

 

liegend zur Auflösung der streitigen Pensionsrückst ellungen. 

 

aa) § 249 Abs. 2 Satz 2 HGB hat (lediglich) klarste llende Be-

deutung. Denn die Auflösung einer passivierungspfli chtigen 

Pensionsrückstellung bei fortbestehendem Grund vers tieße gegen 

die Regelung, die zur Bildung der Rückstellung gefü hrt hat 

(vgl. Kozikowski/Schubert in Beck Bil-Komm., a.a.O. , § 249 

Rz 326). Auf der anderen Seite stellt § 249 Abs. 2 Satz 2 HGB 

im Umkehrschluss jedoch auch klar, dass in den vora usgegange-

nen Bilanzen gebildete Rückstellungen aufzulösen si nd, wenn 

bis zur Bilanzaufstellung bekannt wird, dass mit ei ner Inan-

spruchnahme nicht mehr zu rechnen ist, weil sich di e Verhält-

nisse geändert haben oder neue Informationen vorlie gen, die zu 

einer geänderten Beurteilung der sachlichen Verhält nisse füh-

ren (Kozikowski/Schubert in Beck Bil-Komm., a.a.O.,  § 249 

Rz 21). 

 

bb) Vorliegend sind danach die in den vorausgegange nen Bilan-

zen gebildeten Pensionsrückstellungen aufzulösen, w eil sich 

die für ihre Bildung maßgeblichen Verhältnisse --en tgegen der 

Auffassung des FA und des BMF-- geändert haben. Die  Klägerin 

hat die stillen Lasten im Wege des entgeltlichen Sc huldbei-

tritts mit Erfüllungsübernahme durch die GmbH reali siert (vgl. 

Prinz, FR 2011, 551, unter V.3.b; Schlotter/Pinkern ell, FR 

2011, 689, unter III.4.a); eine Inanspruchnahme aus  den fort-

bestehenden rechtlichen Verpflichtungen war nicht m ehr wahr-

scheinlich (s. oben unter II.1.c). Die Auffassung d es BMF, 

dass sich das Risiko der Inanspruchnahme für die Kl ägerin 

nicht geändert habe, ist nicht nachvollziehbar. Es trifft auch 

nicht zu, dass der Schuldbeitritt lediglich das Inn enverhält-

nis zwischen Klägerin und GmbH berührt; vielmehr er hielten die 

Versorgungsberechtigten einen unmittelbaren Anspruc h gegen die 

GmbH als Gesamtschuldnerin (s. oben unter II.1.b). 
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cc) Anhaltspunkte dafür, dass sich die Klägerin --w ie das FA 

meint-- gesetzlichen Verpflichtungen aus dem BetrAV G, dem BGB 

oder § 6a EStG entziehen wollte, sind nicht erkennb ar. 

 

(1) § 4 BetrAVG schränkt die Möglichkeit, eine Schu ld in der 

Weise zu übernehmen, dass der Dritte an die Stelle des bishe-

rigen Schuldners tritt (§§ 414 ff. BGB), zum Schutz  des Pensi-

ons-Sicherungs-Vereins und der Versorgungsberechtig ten ein 

(vgl. dazu BFH-Urteil vom 17. Dezember 2008 III R 2 2/05, 

BFH/NV 2009, 1409, unter II.1.b bb der Gründe; Urte il des Bun-

desarbeitsgerichts vom 11. März 2008  3 AZR 358/06,  BAGE 126, 

120, unter B.II.2.b der Gründe). Eine isolierte Übe rtragung 

der entsprechenden Verbindlichkeiten mit befreiende r Wirkung 

ist deshalb nicht möglich. Das gilt jedoch für den Schuldbei-

tritt nicht, weil er ausschließlich zu einer Verbes serung der 

Rechtsstellung der Gläubiger (Versorgungsberechtigt en) führt 

(s. oben unter II.1.b). Die Beachtung des § 4 BetrA VG ist of-

fenkundig Grundlage des vereinbarten Schuldbeitritt s. 

 

(2) Nichts anderes gilt für die Regelungen über die  Gesamt-

schuldnerschaft in §§ 421 ff. BGB (dazu s. oben unt er II.1.b). 

Sie liegen offensichtlich dem vereinbarten Schuldbe itritt zu 

Grunde. 

 

(3) Die Klägerin hat sich auch nicht den gesetzlich en Ver-

pflichtungen aus § 6a EStG entzogen. Zwar sind die nach Maß-

gabe des § 6a EStG gebildeten Pensionsrückstellunge n niedriger 

als der Barwert der zu Grunde liegenden Pensionsver pflichtun-

gen. Fehlt es jedoch --wie vorliegend nach dem Schu ldbei-

tritt-- an der Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnah me, dürfen 

Rückstellungen nicht mehr passiviert werden. Das gi lt auch für 

Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen. Denn di e Wahr-
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scheinlichkeit der Inanspruchnahme ist auch im Anwe ndungsbe-

reich des § 6a EStG Voraussetzung für die Bildung e iner Rück-

stellung (s. oben unter II.1.a). 

 

b) Das angefochtene Urteil steht auch mit der Recht sprechung 

des BFH zur bilanziellen Behandlung von Versorgungs zusagen in 

Einklang, für die einerseits eine kongruente Rückde ckungsver-

sicherung abgeschlossen wurde (BFH-Urteil vom 25. F ebruar 2004 

I R 54/02, BFHE 205, 434, BStBl II 2004, 654), oder  die ande-

rerseits durch eine selbstständige, umlagefinanzier te Versor-

gungskasse erfüllt werden (BFH-Urteile in BFHE 223,  115, BStBl 

II 2010, 186; in BFHE 213, 326, BStBl II 2006, 688) . 

 

aa) Zur Rückdeckung der Ansprüche aus den Versorgun gszusagen 

durch eine kongruente Rückdeckungsversicherung hat der BFH 

entschieden, dass die Pensionsverpflichtungen einer seits und 

der Rückdeckungsanspruch andererseits unabhängig vo neinander 

zu bilanzierende Wirtschaftsgüter darstellen, die n icht sal-

diert werden dürfen (BFH-Urteil in BFHE 205, 434, B StBl II 

2004, 654, unter II.1.b der Gründe). Soweit in der Rechtspre-

chung des BFH die Berücksichtigung von Rückgriffsmö glichkeiten 

bei der Bilanzierung von Verbindlichkeiten und Ford erungen be-

jaht worden sei, habe es sich --anders als im (dama ligen) 

Streitfall-- jeweils um künftig entstehende und dam it noch 

nicht aktivierbare Rückgriffsansprüche gehandelt. D er Anspruch 

auf Rückdeckung (Erstattung) der zu leistenden Rent en sei als 

Forderung unter den sonstigen Vermögensgegenständen  des Um-

laufvermögens mit den Anschaffungskosten in Höhe de r verzins-

lichen Ansammlung der vom Versicherungsnehmer gelei steten 

Sparanteile der Versicherungsprämien zuzüglich etwa  vorhande-

ner Guthaben aus Überschussbeteiligungen zu bilanzi eren. 

 

bb) Demgegenüber hat der BFH die Bildung von Pensio nsrückstel-
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lungen nicht zugelassen, wenn der unmittelbar verpf lichtete 

Arbeitgeber Mitglied einer Versorgungskasse ist und  später 

Versorgungsleistungen nach den am Bilanzstichtag be stehenden 

Erkenntnissen voraussichtlich von dieser Versorgung skasse er-

bracht werden (BFH-Urteile in BFHE 223, 115, BStBl II 2010, 

186, und in BFHE 213, 326, BStBl II 2006, 688). Für  den Fall, 

dass ein Arbeitgeber seinen Betriebsangehörigen ein en unmit-

telbaren Rechtsanspruch auf Versorgung einräumt, di ese Pensi-

onsverpflichtungen aber vereinbarungsgemäß nach Ein tritt des 

Versorgungsfalles aufgehoben und auf eine Unterstüt zungskasse 

übertragen werden sollen, hat der BFH entschieden, dass der 

Arbeitgeber für die bis zum Eintritt des Versorgung sfalles be-

stehende unmittelbare Verpflichtung eine Pensionsrü ckstellung 

bilden kann (BFH-Urteil vom 19. August 1998 I R 92/ 95, BFHE 

187, 12, BStBl II 1999, 387). Entscheidungserheblic h war in 

diesen Fällen die Wahrscheinlichkeit der Inanspruch nahme aus 

den Versorgungszusagen. Soweit der unmittelbar verp flichtete 

Arbeitgeber Mitglied einer Versorgungskasse war, di e aus Sicht 

des Bilanzstichtags voraussichtlich die Versorgungs leistungen 

erbrachte, hat der BFH die Wahrscheinlichkeit der I nanspruch-

nahme und deshalb die Zulässigkeit der Bildung von Pensions-

rückstellungen durch den Arbeitgeber verneint, auch  wenn 

Rechte und Pflichten nur zwischen der Kasse und den  einzelnen 

Mitgliedern (den Arbeitgebern) begründet wurden (BF H-Urteile 

in BFHE 223, 115, BStBl II 2010, 186, unter II.4.b bb aaa der 

Gründe, und in BFHE 213, 326, BStBl II 2006, 688, u nter II.2.b 

der Gründe). Für den Fall der Übertragung der Verso rgungsver-

pflichtungen nach Eintritt des Versorgungsfalles au f eine Un-

terstützungskasse hat der BFH dagegen die Inanspruc hnahme aus 

den Versorgungszusagen bis zum Eintritt des Versorg ungsfalles 

für wahrscheinlich gehalten (BFH-Urteil in BFHE 187 , 12, BStBl 

II 1999, 387, unter II.2. der Gründe). 
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cc) Mit dem Urteilsfall des BFH-Urteils in BFHE 205 , 434, 

BStBl II 2004, 654 ist der Streitfall hinsichtlich der für die 

Entscheidung maßgeblichen Voraussetzungen dagegen n icht ver-

gleichbar. Denn um eine Saldierung der ungewissen V erbindlich-

keiten aus den Versorgungszusagen mit Rückdeckungsa nsprüchen, 

die nach § 246 Abs. 2 Satz 1 HGB unzulässig wäre, g eht es vor-

liegend --anders als im damaligen Urteilsfall-- nic ht. Eine 

Saldierung kommt im Streitfall schon deshalb nicht in Be-

tracht, weil weder wegen der Versorgungszusagen ein  Posten auf 

der Passivseite, noch wegen etwaiger Ausgleichsford erungen bei 

der Inanspruchnahme der Klägerin ein Posten auf der  Aktivseite 

(s. dazu unter II.2.) anzusetzen ist. Der Senat fol gt auch 

nicht der Ansicht des BMF, dass das Entgelt für den  Schuldbei-

tritt der GmbH --ähnlich den Versicherungsprämien f ür die kon-

gruente Rückdeckungsversicherung-- eine Sparkompone nte auf-

weise. Denn die Klägerin spart nicht --anders als i m damaligen 

Fall-- Kapital an, um später die Ansprüche der Vers orgungsbe-

rechtigten erfüllen zu können, sondern sie leistet einem Drit-

ten ein Entgelt für die Schuld(mit-)übernahme, um s ich der 

Versorgungsverpflichtungen soweit zu entledigen, wi e es unter 

Beachtung des § 4 BetrAVG möglich war. 

 

dd) Aus der Anwendung der in den BFH-Urteilen in BF HE 223, 

115, BStBl II 2010, 186, in BFHE 213, 326, BStBl II  2006, 688 

und in BFHE 187, 12, BStBl II 1999, 387 entwickelte n Rechts-

grundsätze auf den Streitfall folgt, dass die Passi vierung der 

Pensionsrückstellungen von der Wahrscheinlichkeit d er Inan-

spruchnahme aus den Versorgungszusagen abhängt, die  das FG zu 

Recht verneint hat (s. oben unter II.1.c). Ebenso w ie in den 

Urteilsfällen in BFHE 223, 115, BStBl II 2010, 186 und in BFHE 

213, 326, BStBl II 2006, 688 fehlt es vorliegend an  der Wahr-

scheinlichkeit der Inanspruchnahme aus den rechtlic h (auch) 

bei der Klägerin fortbestehenden Versorgungsverpfli chtungen, 
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weil diese durch einen Dritten --vorliegend die Gmb H, damals 

die Versorgungskassen-- zu erfüllen sind. Zwar hat der BFH 

--wie das FA geltend macht-- darauf hingewiesen, da ss in bei-

den Urteilsfällen der Versorgungsverpflichtete eine r Versor-

gungskasse angehörte, die von ihren Mitgliedern ges chuldete 

Versorgungsleistungen im Namen des jeweiligen Mitgl ieds leis-

tete, sowie, dass die Versorgungskasse durch Umlage n ihrer 

Mitglieder finanziert wurde und kein eigenes Deckun gskapital 

aufbaute, mit der Folge, dass von denselben Rechtsg rundsätzen 

auszugehen war (BFH-Urteil in BFHE 223, 115, BStBl II 2010, 

186, unter II.4.b bb bbb der Gründe). Zu den maßgeb lichen 

Rechtsgrundsätzen gehört in beiden Fällen jedoch, d ass Rück-

stellungen für Pensionsverpflichtungen nicht zu bil den sind, 

wenn es an der Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnah me fehlt. 

Nichts anderes ergibt sich aus dem BFH-Urteil in BF HE 187, 12, 

BStBl II 1999, 387. 

 

4. Die Revision des FA hat danach keinen Erfolg. Da s angefoch-

tene Urteil ist nicht zu beanstanden. 
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